Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2411 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


betr. Volksbegehren 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

dem Bundestag ihre Vorstellungen darüber binnen drei Mo- 
naten darzulegen, wie sie die Frage der noch offenen Volks- 
begehren zu lösen gedenkt, die durdi den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Neugliederung des Bundesgebietes der Fraktion der 
FDP noch nicht berücksichtigt sind. 


Bonn, den 19. Dezember 1967 


Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

Auf Grund des Artikels 29 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
und des Gesetzes über Volksbegehren und Volksentscheid vom 
23. Dezember 1955 (BGBl. I S. 835 ff.) sind im Jahre 1956 eine 
Reihe von Volksbegehren in verschiedenen Teilen des Bun- 
desgebietes durchgeführt worden. Durch den Antrag der Fraktion 
der FDP betr. Entwurf eines Gesetzes zur Neugliederung des 
Bundesgebietes gemäß Artikel 29 Abs. 1 bis 6 des Grundge- 
setzes (Neugliederungsgesetz) werden die Volksbegehren, die 
1956 in den Regierungsbezirken Rheinhessen, Montabaur, Kob- 
lenz und Trier des Landes Rheinland-Pfalz durchgeführt worden 
waren, erfaßt und gemäß dem Absatz 3 des Artikels 29 GG 
einem Volksentscheid zugeführt. 

Für die übrigen Volksbegehren des Jahres 1956, die damals 
die Zustimmung von mehr als einem Zehntel der stimmbe- 
rechtigten Bevölkerung gefunden hatten, bedarf es noch näherer 
Vorstellungen darüber, wie diese Volksbegehren einer Lösung 
zugeführt werden könnten. 

Die Bundesregierung soll, insbesondere im Hinblick auf die Er- 
fahrungen, die sie in der 4. Wahlperiode mit ihrem Gesetzent- 
wurf - Drucksache IV/834 - gesammelt hat, aufgefordert werden, 
ihre Vorstellungen dem Bundestag binnen drei Monaten darzu- 
legen. 
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